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Zentrale Verwaltung der IPv4-Adressen des Bundes 

 
Das Bundesministerium des Innern / Bundesverwaltungsamt verwaltet als zentrale 

Instanz den IPv6-Adressraum für die gesamte öffentliche Verwaltung Deutschlands. Die 

Verwaltung der IPv4-Adressen wurde von der damaligen Entscheidung nicht 

berücksichtigt. IPv4-Adressen sind jedoch zu einer kritischen Ressource geworden und 

müssen auch weiterhin auf unbestimmte Zeit genutzt werden. 

 

Vor diesem Hintergrund fasst die Konferenz der IT-Beauftragten der Ressorts folgenden 

 

Beschluss Nr. 2016/9: 

 

1. Das Bundesministerium des Innern übernimmt, analog der bereits etablierten 

Struktur für IPv6-Adressen, die zentrale Verwaltung der IPv4-Adressen für den Bund. 

2. Der Beschluss wird veröffentlicht. 
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